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Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und
Fortpflanzungsmedizin legt Empfehlungen vor
LSVD begrüßt die Vorschläge zur Legalisierung von Eizellabgaben

Berlin, 15.04.2024. Die vor einem Jahr von der Regierung eingesetzte Expert*innen-kommission

zur Prüfung einer möglichen Legalisierung von Eizellabgaben und Leihmutterschaft hat heute

ihren Abschlussbericht vorgelegt. Grundsätzlich hält sie eine Legalisierung von Eizellabgaben

für zulässig, bei der Frage nach einer Legalisierung der Leihmutterschaft sind die Expert*innen

zurückhaltender. Dazu erklärt Patrick Dörr aus dem Bundesvorstand des Lesben- und

Schwulenverbands:

Der LSVD fordert seit langem eine Überprüfung der geltenden Verbote von Eizellspende

und Leihmutterschaft. Mit Bezug auf die Eizellabgabe muss die Legislative nun zügig einen

Gesetzesentwurf vorlegen und einen klaren rechtlichen Rahmen schaffen, der die reproduktive

Selbstbestimmung und den notwendigen Schutz der abgebenden Personen sowie die Rechte der

betroffenen Kinder sicherstellt.

Aktuell reisen viele queere Paare ins Ausland, um einander zur eigenen Familiengründung eine

Eizelle zu spenden – ein in der Regel teures Unterfangen. Der LSVD spricht sich daher klar dafür

aus, dass dies auch in Deutschland möglich sein muss. Das Risiko von Ausbeutung ist hier als

gering einzuschätzen. Das gleiche gilt für jene Fälle, in denen Eizellen gespendet werden, die im

Rahmen einer Fruchtbarkeitsbehandlung entstanden und überzählig sind.  Auch hier spricht sich

der LSVD für eine Legalisierung der Spende in Deutschland aus.

Zugleich herrschen in den Strukturen des globalen Reproduktionsmarktes jedoch häufig

starke Machtunterschiede zwischen den Eizellen abgebenden und den sie empfangenden

Personen. Die Abgabe von Eizellen berührt nicht nur das Recht auf körperliche Unversehrtheit,

sondern angesichts der Weitergabe genetischer Zellen auch das Recht auf reproduktive

Selbstbestimmung. Eine gesetzliche Grundlage muss Selbstbestimmung und Schutz

gewährleisten. Dazu gehört für alle Szenarien die Finanzierung umfassender medizinischer und

rechtlicher Aufklärung und Beratung aller Beteiligten (auch der Wunscheltern etwa im Hinblick

auf Aufklärung ihrer eigenen Kinder). Zusätzlich ist ebenfalls eine hinreichende Dokumentation

notwendig. Diese Standards müssen auch dann sichergestellt werden, wenn Kliniken in

Deutschland auf Eizellen aus dem EU-Ausland zurückgreifen.

Leihmutterschaft kann insbesondere für zwei cisgeschlechtliche Männer einen Weg zur

Familiengründung darstellen, gleichzeitig herrschen auch hier oft starke Machtgefälle. Der LSVD

spricht sich daher für die Zulassung der altruistischen Leihmutterschaft und für die Möglichkeit

aus, die Rahmenbedingungen in einer Kinderwunschvereinbarung rechtsverbindlich zu regeln. Als

Menschenrechtsverband stellt der LSVD dabei hohe Anforderungen an Aufklärung, Beratung und

Verrechtlichung des Verhältnisses zwischen austragender Person und Wunscheltern, sollte eine

Legalisierung von Leihmutterschaft politisch diskutiert werden.
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Dabei darf die Inanspruchnahme reproduktionsmedizinischer Leistungen keine Voraussetzung

für die rechtliche Anerkennung queerer Familien sein. Queere Familiengründungen sind

vielfältig; in vielen Fällen ist keine medizinische Assistenz notwendig. Wichtig ist, dass der

Zugang zu reproduktionsmedizinischen Maßnahmen und eine etwaige finanzielle Förderung

diskriminierungsfrei unabhängig von Geschlecht, Familienstand oder Sexualität der Personen

sichergestellt wird. Queere Familien müssen jedoch auch dann rechtlich anerkannt werden,

wenn sie privat entstanden sind. Der LSVD setzt sich daher seit vielen Jahren für die

Implementierung von Elternschaftsvereinbarungen und die Anerkennung von freiwillig gewählten

Mehrelternschaften ein.

Hintergrund:

Reziproke Eizellspenden sowie die Inanspruchnahme von Eizellen Dritter oder sogenannter

Leihmutterschaft können ein Weg zu queeren Familiengründungen sein.

Die Durchführung von Eizellspenden und Leihmutterschaft ist in Deutschland nach dem

Embryonenschutzgesetz von 1991 strafrechtlich verboten. Das für die Verbote maßgebliche

Argument, eine „gespaltene Mutterschaft“ schade dem Kindeswohl, ist wissenschaftlich

nicht haltbar und angesichts der Akzeptanz von Samenspenden abzulehnen. Zugleich wirft

insbesondere die Leihmutterschaft in einem globalen Reproduktionsmarkt wesentliche rechtliche

und ethische Fragen auf.

Weiterlesen:

- 2024_Bericht_Kom_218_StGB.pdf (bmj.de) [https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/

Fachpublikationen/2024_Bericht_Kom_218_StGB.pdf?__blob=publicationFile&v=2]

- Gemeinsame Stellungnahme zu den Eckpunkten des Bundesministeriums der Justiz für eine

Reform des Abstammungsrechts (lsvd.de) [/de/ct/11224-Gemeinsame-Stellungnahme-zu-den-

Eckpunkten-des-Bundesministeriums-der-Justiz-fuer-eine-Reform-des-Abstammungsrechts]

- Ratgeber: Künstliche Befruchtung bei gleichgeschlechtlichen Paaren (lsvd.de) [/de/ct/1372-

Ratgeber-Kuenstliche-Befruchtung-bei-gleichgeschlechtlichen-Paaren]

- Schwule Väter: Kinderwunsch und Familiengründung von schwulen Männern (lsvd.de) [/de/

ct/689-Schwule-Vaeter-Kinderwunsch-und-Familiengruendung-von-schwulen-Maennern]

Der Lesben-und Schwulenverband (LSVD) ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt die

Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen

Menschen (LSBTI).

Gleiche Rechte, Vielfalt und Respekt – wir wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil

gesellschaftlicher Normalität akzeptiert und anerkannt werden.
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